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Das Gegenteil
ist eingetreten

Als Österreich der Union beigetreten
ist, war man ausschliesslich mit Berich-
ten über die zukünftigen Vorteile der
Mitgliedschaft konfrontiert.Umgekehrt
wurde beispielsweise der Schweiz als
Nichtmitglied eine düstere Zukunft pro-
phezeit, und man empfand fast Mitleid
mit demNachbarn.Doch vergleicht man
den heutigen Status der beiden Länder,
ist genau das Gegenteil eingetreten.

Der allgemeineWohlstand ist überall
erkennbar, und auch die Statistik spricht
klareWorte. Bekam man 2007 für einen
Euro noch 1 Franken 66, war derWech-
selkurs vorübergehend paritätisch und
liegt derzeit unter eins («Starker Fran-
ken – und niemand schaut hin», NZZ
24. 8. 22).

Die Situation stellt sich anders dar als
in der Union.DieMigration ist moderat,
aber qualifiziert.Auch BIP,Wirtschafts-
wachstum und Arbeitslosigkeit sind im
Premium-Segment, und das Land kam
bis jetzt relativ gut durch die Corona-
Krise, ohne ständige Stilllegungen des
öffentlichen Lebens.

Die soziale Absicherung ist anschei-
nend bestens, und nach einer neuen
Studie vergrössern die Bürger sogar
in der Pension ihr Vermögen. Und vor
allem lässt man sich dort nicht von
irgendwelchen selbsternannten Staa-
tenlenkern aus Brüssel am Nasenring
herumführen, sondern befragt bei wich-
tigen politischen Weichenstellungen
den eigentlichen Souverän, das Volk.
Die Schweizer sind übrigens nicht zu-
letzt auch wegen der Neutralität nicht
in der EU – ein Status, der theoretisch
für Österreich ebenfalls gelten sollte.

Es wäre kein Wunder, wenn man in
der Schweiz mit so manchem EU-Mit-
gliedMitleid empfindenwürde,dennmit
der geplanten Schulden- und Haftungs-
union schaufelt sich Brüssel das eigene
Grab und nimmt die Nettozahler mit.

Martin Behrens,Wien

«Der Lohn ist nicht
das Problem»

Silvia Steiner, Bildungsdirektorin des
Kantons Zürich, hat einmal erklärt, die
Integration aller Schüler in der Volks-
schule sei ein Menschenrecht. Sie hat
jetzt wohl einsehen müssen, dass dies
letztlich lernschwache und verhaltens-
auffällige Kinder benachteiligt und auch
dem Klassenverband nicht förderlich ist
(NZZ 22. 8. 22).

Wenn sie jedoch die Kinder davor
bewahren will, zu Sonderschülern abge-
stempelt zu werden, die keine Chancen
mehr haben, jemals in die Regelschule
zu wechseln, so behauptet sie etwas, das
in diesem Sinne nie zutraf. Es kommt
niemandem in den Sinn, Schüler in einer
Sonderklasse zu behalten, wenn sie auf-
grund von Fortschritten wieder in die
Regelklasse übertreten können.

Überforderte Schüler haben eben-
falls Anrecht, kontinuierlich und durch
konstante Lehrpersonen in Gruppen

unterrichtet zu werden. Aber damit er-
öffnet sich natürlich eine andere Bau-
stelle: Die Interkantonale Hochschule
für Heilpädagogik bildet keine Lehr-
kräfte aus, die unter erschwerten Be-
dingungen in Klassenverbänden unter-
richten können.

Sie hat als Hochschule gar alle Be-
werber aufzunehmen, die ein Matura-
zeugnis vorweisen und sich vorher nicht
als Lehrkräfte in Regelschulen bewäh-
ren mussten. Solange diese Vorausset-
zungen nicht erfüllt sind, werden Son-
derklassen die von ihnen erwartete, an-
spruchsvolle Aufgabe nicht erfüllen
können.

Peter Schmid, Frauenfeld

Die Aussage «Der Lohn ist nicht das
Problem» von Regierungsrätin Silvia
Steiner ist nur beschränkt richtig. Rich-
tig ist, dass sehr viele Lehrkräfte vom
Lehrerberuf in die Verwaltung von Ge-
meinden, Kantonen und Bund wech-
seln – und das nahezu ausnahmslos zu
besseren Löhnen.

Die immer grösser werdende Ver-
waltung bei Staatsbetrieben zieht nicht
nur Lehrkräfte aus deren angestamm-
tem Beruf ab, sondern sie «saugt» auch
Fachkräfte auf, die derWirtschaft fehlen.
Da die Löhne und Sozialleistungen in
der Staatsverwaltung überdurchschnitt-
lich sind, kann auch manche Lehrkraft
der Versuchung nicht widerstehen, den
Lehrerberuf an den Nagel zu hängen
und eine komfortablere Verwaltungs-
stelle anzunehmen.

Dr. Roland Jost, Zürich

«Neue Therapien für
mysteriöses Leiden»

Danke für den wichtigen und gut recher-
chierten Artikel von Frau Lutterotti
über die Gefahren der Präeklampsie
(NZZ 20. 8. 22). Einzig zu korrigieren
wäre das Wort «Therapie» in der Über-
schrift desArtikels, da leider die einzige
Therapie der Präeklampsie weiterhin in
der Entbindung besteht, also der Tren-
nung von Mutter und Fetus durch die
Geburt.

Möglicherweise aber auch durch die
Trennung oder Entfernung der Plazenta,
über die die krankheitsverursachenden
Botenstoffe sezerniert werden.Auch das
ist nicht genau bekannt. Es ist aber na-
heliegend, da die Substanzen eher von
der Plazenta erzeugt werden als vom Fe-
tus selber, da ja die Ursache der Präek-
lampsie in einer abnormalen Plazenta-
tion (Einnistung der Plazenta) liegt.

Mit der Einführung des Präeklamp-
sieindexes haben wir heute ein wichti-
ges Werkzeug zur Prävention oder zur
Verminderung des Risikos einer schwe-
ren Präeklampsie in der Hand. Die Be-
rechnung des Indexes in Verbindung
mit den Befunden der Mutter wie Blut-
druckmessungen und Messung der
Durchblutung der Gebärmutter mittels
Dopplerflowmessungen werden nun-
mehr allen Schwangeren im ersten Tri-
mester bei etwa 12 Schwangerschafts-
wochen angeboten und ermöglichen
eine Risikostratifizierung und eventu-

ell den Einsatz von Azetylsalizylsäure
in niedriger Dosierung.

Dies ist bereits ein grosser Fortschritt
in der Prophylaxe der Präeklampsie,
auch wenn, wie gesagt, die einzige The-
rapie die Entbindung bleibt. Wir war-
ten also noch eineWeile auf die Namen
der Forscher an der Universität von Chi-
cago, die die Therapie finden werden.

Prof. Dr. Christian Breymann, Zürich

«Frühstunde» ist für
Jugendliche eine Qual

Im Beitrag «Ein Probelauf ohne Früh-
stunde ist überfällig» (NZZ 17. 8. 22)
wird die alte Forderung wiederholt,
mit dem Unterricht am Morgen später
zu beginnen, da Jugendliche am frühen
Vormittag noch müde sind. Der spätere
Start würde zu einem entsprechend spä-
teren Schulschluss führen. Leider wird
hier der Kern des Problems nicht er-
kannt.Wie die Forschung zeigt, funktio-
nieren die Körper vieler Jugendlicher in
der Pubertät nicht nach dem 24-Stun-
den-Rhythmus. Sie brauchten längere
Wach- und längere Schlafphasen. Ihr
idealer Tag würde etwas mehr als 24
Stunden dauern.

Dies zeigt sich auch daran, dass sie
zum Beispiel in den Ferien jeden Tag
morgens etwas länger ausschlafen und
abends etwas später ins Bett gehen.
Wenn sie aber durch Schule oder
Arbeit gezwungen sind, den 24-Stun-
den-Rhythmus einzuhalten, leiden sie.
Abends sind sie nicht müde (weil ihre
Wachphase noch andauern will) und
morgens nicht wach (weil ihre Schlaf-
phase noch andauern will).

Würden wir nun die Unterrichts-
zeit um eine Stunde nach hinten schie-
ben, wäre das Problem nicht gelöst.
Die Jugendlichen würden einfach
eine Stunde später aufstehen und eine
Stunde später ins Bett gehen. Daran,
dass der 24-Stunden-Rhythmus für sie
ungeeignet ist, würde sich aber über-
haupt nichts ändern. Statt um 8 Uhr
müde in der Schule zu sitzen, würden
sie um 9 Uhr müde in der Schule sitzen.

EliasWelti, Zürich

An unsere Leserinnen
und Leser

Wir danken allen Einsenderinnen
und Einsendern von Leserbriefen
und bitten umVerständnis dafür,
dass wir über nicht veröffentlichte
Beiträge keine Korrespondenz
führen können. Kurz gefasste Zu-
schriften werden bei derAuswahl
bevorzugt; die Redaktion behält
sich vor,Manuskripte zu kürzen.
Jede Zuschrift an die Redaktion
Leserbriefe muss mit der vollstän-
digen Postadresse desAbsenders
versehen sein.

Redaktion Leserbriefe
NZZ-Postfach, 8021 Zürich
E-Mail: leserbriefe�nzz.ch

TRIBÜNE

Schweizer Juden
und Israel
Gastkommentar
von RALPH LEWIN

Nach meiner Schulzeit verbrachte ich wie viele jüdische Jugend-
liche ein halbes Jahr in Israel, in einemKibbuz.Das gefiel mir.Um
ein Haar wäre ich im Land geblieben. Ich entschied mich aber für
eine Rückkehr und für Studium,Beruf und Familie in der Schweiz.
Demgegenüber wanderte ein guter Jugendfreund, wie etliche an-
dere Schweizer Jüdinnen und Juden, bald nach Israel aus. Damit
ist er heute Teil sowohl unseres dortigen Freundeskreises als auch
einer der grösseren Auslandschweizergemeinden weltweit.

Ohne Zweifel hat ein grosser Teil der Schweizer Jüdinnen und
Juden eine besondere Beziehung zu Israel. Diese besteht durch
persönlicheVerbindungen zuVerwandten und Freunden, die dort
leben, durch die heiligen jüdischen Stätten im Land, durch die dor-
tigen jüdischen Lehrstätten (Jeschiwot) und schlicht, weil es der
einzige jüdische Staat auf derWelt ist.

Für mich und sicherlich auch für die meisten anderen Jüdin-
nen und Juden in der Schweiz ändert dies jedoch nichts daran,
dass die Schweiz unsere Heimat ist. Politisch und gesellschaftlich
habe ich mich mein ganzes Leben lang in der Schweiz engagiert,
und ich beteilige mich regelmässig an Wahlen und Abstimmun-

gen. So komme ich einerseits einer Bürgerpflicht nach, anderer-
seits kann ich die Schweizer Politik mitgestalten. Während zwölf
Jahren hatte ich sogar die Möglichkeit, im Kanton Basel-Stadt als
Regierungsrat zu wirken.

In Israel dagegen habe ich keinerlei staatsbürgerliche Rechte
oder Pflichten und kann so auch weder die israelische Politik mit-
bestimmen noch die israelische Gesellschaft direkt mitgestalten.

Ich bin,wie alle Jüdinnen und Juden, aber auch durch dieVerfol-
gungsgeschichte der jüdischen Gemeinschaft geprägt.Mein Gross-
vater kam aus Russland,wo immer wieder Pogrome herrschten, in
die Schweiz. Die Grosseltern meiner Frau wurden von Nazis oder
rumänischen Kollaborateuren während der Nazizeit umgebracht.

Es ist zwar für mich undenkbar, dass es in der Schweiz in naher
Zukunft zu massiver Diskriminierung und Verfolgung der jüdi-
schen Minderheit kommt. Trotzdem ist es gut zu wissen, dass es
mit dem jüdischen Staat Israel immer einen sicheren Ort gibt, der
uns imNotfall aufnehmen kann.Das gilt erst recht für die jüdische
Bevölkerung in Ländern, in denen es auch heute immer wieder zu
Tätlichkeiten und Gewalt gegenüber Jüdinnen und Juden kommt.
Schliesslich gehörten zu den Hauptgründen für den Ersten Zio-
nistenkongress 1897, der den Grundstein für den Staat Israel legte,
der aufbrechende Antisemitismus in Frankreich und Pogrome im
Russischen Reich. Aus diesen Gründen ist es auch verständlich,
dass sich der Schweizerische Israelitische Gemeindebund (SIG)
und viele Jüdinnen und Juden in der Schweiz hinter Israel stellen,
wenn es von Terroranschlägen oder mutwilliger Verleumdung ge-
troffen wird. Selbstverständlich darf man die israelische Politik kri-
tisieren, aber man sollte dabei das Mass nicht verlieren.

Selbst unter Jüdinnen und Juden gehen die Meinungen zur
israelischen Politik teilweise deutlich auseinander.Wenn aber das
Existenzrecht Israels bestritten wird, dann wird auch eine rote
Linie überschritten. Der SIG engagiert sich für die 125-Jahr-Jubi-
läum-Feierlichkeiten des erwähnten Ersten Zionistenkongresses
Ende August in Basel vor allem darum, weil dort die Vision einer
jüdischen Heimstätte Form und Kontur erhielt. Diese Heimstätte
existiert als Staat Israel nun schon seit 74 Jahren. Für einen gros-
senTeil der Jüdinnen und Juden ist Israel kein Ersatz für die eigene
Heimat, aber ein kultureller und religiöser Referenzpunkt oder
Sehnsuchtsort und – ja – auch eine «Lebensversicherung».

Ralph Lewin ist Präsident des Schweizerischen Israelitischen Gemeinde-
bunds.

Wenn das Existenzrecht Israels
bestritten wird, dann wird eine
rote Linie überschritten.
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Die Ruinen der Barackenbatterie, einer der sechs Hauptschanzen der russischen Verteidigung Sewastopols. Zwischen 1854 und 1856. JAMES ROBERTSON / ROYAL ARCHIVES

Eine innige Feindschaft
1856 erlitt Russland gegen die Türkei und ihre westeuropäischen Verbündeten eine kapitale
Niederlage im Krimkrieg. Heute versucht Staatspräsident Erdogan im Ukrainekrieg geschickt,
Russland und den Westen gegeneinander auszuspielen. Gastkommentar von Rasim Marz

2023 geht es für Staatspräsident Erdogan um die
Wiederwahl. Aussenpolitische Erfolge müssen so-
mit her, damit die wirtschaftlichen Probleme in
den Hintergrund rücken. Entsprechend nutzt die
Türkei die Folgen der russischen Aggression gegen
die Ukraine für ihre Interessen aus. Dabei scheut
Erdogan auch nicht die Konfrontation mit den
Nato-Verbündeten. Ob in der Frage der Nato-Mit-
gliedschaft Schwedens und Finnlands, ob im Insel-
streit mit Griechenland oder bezüglich der geplan-
ten Offensive in Syrien – die Türkei versteht sich als
unterschätzte und wenig geliebte Grossmacht, wel-
che Gleichberechtigung einfordert.

Die Ausfuhr ukrainischen Getreides durch See-
korridore, über die Moskau, Kiew und Ankara
einen Vertrag geschlossen haben, versetzt die Tür-
kei in die Lage, nicht nur die Migrations-, sondern
auch die Hungerkarte gegen die EU auszuspie-
len. Ohne preiswertes Brot droht im Nahen Osten
ein zweiter Arabischer Frühling. Die prekäre Ver-
sorgungslage könnte erneut Hunderttausende von
Migranten dazu bringen, sich auf den Weg in den
reichen Norden zu begeben. Erdogan weiss das sehr
wohl und weiss sein Land als Player in Szene zu set-
zen, um den herum kein Weg führt.

Auf Ausgleich bedacht
Die Türkei trägt die westlichen Sanktionen gegen
Moskau zwar nicht mit, liefert jedoch effiziente
Kampfdrohnen an die Ukraine,um einer erdrücken-
den russischen Übermacht im Schwarzen Meer vor-
zubeugen. Der türkische Luftraum ist für russische
Kampf- undTransportflugzeuge nach Syrien ebenso
gesperrt wie die Meerenge für die Durchfahrt von
Kriegsschiffen.DieTürkei ist sich der russischen Be-
drohung in dreierlei Hinsicht bewusst:von der Meer-
seite und der Krim, von den russischen Stützpunk-
ten in Armenien sowie den Militärbasen in Syrien.
Nichtsdestoweniger ist Ankara auf Ausgleich be-
dacht, denn es ist neben Deutschland Hauptabneh-
mer von russischem Öl und Gas und setzt zudem auf
russisches Kapital und russischen Tourismus.

Ankara verfolgt jedoch mit grosserAufmerksam-
keit die Schwächung des russischen Einflusses in der
Region, mehr aus einer passiven als aktiven Rolle
heraus. So wie der Krieg zwischen Armenien und

Aserbaidschan die russische Hegemonie im Südkau-
kasus erschüttert hat und es der Türkei ermöglichte,
einen eigenen Korridor zum Kaspischen Meer aus-
zuhandeln, so hofft sie auch aus dem Ukraine-Krieg
Vorteile zu erzielen.Schon vor dem russischen Über-
fall hatte die Regierung mithilfe des griechisch-or-
thodoxen Patriarchats und des Oberrabbiners von
Istanbul ihre Beziehungen nach Kiew ausgebaut.
Ankara sieht sich zudem als Schutzmacht der auf
der Krim lebenden muslimisch-türkischen Tataren,
die russischer Repression ausgesetzt sind.

Die historischen Beziehungen beider Länder
waren in weiten Teilen von Eroberungsfeldzügen
und Abwehrkämpfen geprägt. Seit den Zaren
Peter I.und Katharina II.betrieb das imperiale Russ-
land neobyzantinische Politik,deren Ziel die Erobe-
rung Konstantinopels war.Das 1453 untergegangene,
christlich-orthodoxe Oströmische Reich sollte unter
russischer Führung wiederauferstehen.In derselben
geistigen Tradition steht auch Putin mit seinem neo-
imperialen Traum von Grossrussland, welches auch
das Gebiet der Ukraine umfasst,die von Moskau als
historische Wiege der Nation betrachtet wird.

Das Osmanische Reich erlitt im Zuge der rus-
sischen Expansionspolitik des 18. und 19. Jahrhun-
derts weitreichende Gebietsverluste, worunter die
Krim, die Festungen Asow und Cherson sowie das
historische Bessarabien und Jedisan fielen. 1852
sah Russland die Möglichkeit, unter dem Vorwand
verletzter Nutzungsrechte der Orthodoxen bei der
Geburts- und Grabeskirche Jesu im osmanischen
Palästina das europäische Gleichgewicht zu sei-
nen Gunsten zu verändern und das Osmanische
Reich zu zerschlagen. Die militärische Schwäche
der Osmanen verleitete Zar Nikolaus in Gegenwart
des englischen Gesandten zur berühmt geworde-
nen Aussage, dass «Europa einen kranken Mann
auf den Armen liegen habe und es ein Unglück
wäre, wenn er uns eines Tages entfallen sollte».

Die Meldungen von russischen Truppenbewe-
gungen in Bessarabien und von Flottenmanö-
vern im Schwarzen Meer versetzten die osmani-
sche Regierung unter so grossen Druck, dass die
Osmanen den Forderungen St. Petersburgs nach-
zugeben gewillt waren, was auch das Zugeständ-
nis an Russland umfasste, den osmanischen Aussen-
minister eigenhändig auswählen zu dürfen. Ohne
die Verhandlungsergebnisse abzuwarten, ordnete

Zar Nikolaus die Mobilmachung an und traf Vor-
kehrungen für eine Offensive gegen die osmani-
schen Fürstentümer Moldau und Walachei sowie
für die Eroberung Konstantinopels zur See.

Am 4. Oktober 1853 überreichte die osmani-
sche Regierung Russland ein Ultimatum und for-
derte die Räumung der Donau-Fürstentümer Mol-
dau und Walachei. Trotz der Anwesenheit eines bri-
tisch-französischen Flottengeschwaders vor den Dar-
danellen liess der Zar das Ultimatum verstreichen.
Am 12. März 1854 schlossen sich England, Frank-
reich und das Osmanische Reich sowie Sardinien-
Piemont zu einem westlichen Militärbündnis gegen
Russland zusammen. Die Grossmächte Österreich
und Preussen wiederum erklärten ihre Neutralität,
was Russland gänzlich von der europäischen Staa-
tenwelt isolierte.

Belagerung Sewastopols
Der Krimkrieg, der von 1853 bis 1856 dauerte, ent-
wickelte sich zu einem Kontinentalkrieg. Seiner
hohen Opferzahl wegen wird er auch als «Welt-
krieg des 19. Jahrhunderts» bezeichnet. Er brachte
auch Bewegung in die europäischen Feindbilder:
Die Osmanen, die seit der blutigen Niederschla-
gung der griechischen Erhebung von 1821 als «Bar-
baren» angesehen wurden, fielen jetzt «russischer
Barbarei» zum Opfer und wurden von der west-
lichen Presse zu «Helden der Freiheit» stilisiert.
Dies führte dazu, dass der polnische Fürst Adam
Jerzy Czartoryski vom Pariser Hôtel Lambert aus
polnische und ungarische Kämpfer rekrutierte, die
nach den gescheiterten Revolutionen von 1830 und
1848 ins westliche Exil geflohen waren. Sie wur-
den von Marseille nach Istanbul eingeschifft, um
ihren Kampf gegen Russland wiederaufzunehmen.
Generäle wie Michal Czajkowski oder Lajos Tü-
köry traten in osmanische Dienste und hoben pol-
nisch-ukrainische Kosaken-Verbände aus, die er-
folgreich zum Einsatz kamen.

Die Festung Kars wurde bis Juni 1855 von 18 000
osmanischen Soldaten, aber auch von mehreren
Legionen italienischer, polnischer und ungarischer
Revolutionskämpfer gegen die Russen verteidigt.
Mit der Belagerung von Sewastopol fand der Krim-
krieg seinen Höhepunkt. Die Konzentration von

bis zu 200 000 Soldaten auf der Krimhalbinsel so-
wie die waffentechnische Überlegenheit der west-
lichen Allianz führte im September 1855 zur Auf-
gabe der strategisch wichtigen Hafenstadt.Aber erst
der Tod des Zaren und die Drohungen Österreichs
und Schwedens,in den Krieg einzutreten,ebneten ab
Dezember 1855 denWeg zu Friedensverhandlungen.

Nachdem die Vertreter der Kriegsparteien auf
derWiener Konferenz vom 1.Februar 1856 der öster-
reichischen Note als Verhandlungsgrundlage zuge-
stimmt hatten, verlegte sich der Friedenskongress
im März nach Paris, wo die Vertreter im Salon des
Ambassadeurs im Quai d’Orsay zusammenkamen.
Mehmed EminAli Pascha setzte nach dem Sieg über
Russland auf Garantien und eine westliche Sicher-
heitsarchitektur, die das Osmanische Reich vor wei-
teren Expansionsbestrebungen schützen sollte. Die
europäischen Grossmächte garantierten im Pariser
Friedensvertrag die Integrität und Souveränität des
Osmanischen Reiches und erklärten inArtikel 7 «die
Zulassung der Hohen Pforte zur Teilnahme an den
Vorteilen der europäischen Staatengemeinschaft
und des europäischen Völkerrechts».

Fehlende Erinnerungskultur
Ein weiterer Punkt war die Demilitarisierung des
Schwarzen Meeres, die den in der Weltgeschichte
einzigartigen Fall eines befriedeten Meeres hervor-
brachte und für Russland die Aufgabe der Schwarz-
meerflotte bedeutete.England,Frankreich und Öster-
reich verpflichteten sich in einem Zusatzabkommen,
die vertragliche Wahrung der Integrität des Osmani-
schen Reiches zu schützen und jede Verletzung des
Vertrages als Casus Belli anzusehen. Russland er-
reichte erst eine Demontierung des Pariser Friedens-
vertrages in den 1870er Jahren mit der Hilfe Otto von
Bismarcks, der die deutsche Reichseinigung mit der
militärischen Schwächung der für die Osmanen wich-
tigenVertragspartner Österreich und Frankreich ein-
hergehen liess.Nach dem deutschen Sieg über Frank-
reich 1871 beliebte er das «Pariser System» durch
seine Realpolitik zu ersetzen.

Während der Krimkrieg in die nationalen Er-
innerungskulturen Englands und Frankreichs ein-
floss und bis heute im Strassenbild von London und
Paris in Form von Monumenten präsent ist, wurde
der Sieg über Russland von 1856 in der Türkei
durch das nationale Trauma des Ersten Weltkrie-
ges fast vollständig überdeckt. Die Rolle der euro-
päischen Grossmächte beim Untergang des Osma-
nischen Reiches ist ein weiterer Grund, warum
sich eine gemeinsame europäisch-türkische Erin-
nerungskultur nicht entwickeln konnte.

Das bis heute andauernde türkische Misstrauen
gegenüber demWesten widerspiegelt sich in derAus-
senpolitik und der militärischen Aufrüstung Anka-
ras. Staatspräsident Erdogan hat in beinahe schel-
mischer Weise Gefallen daran gefunden, die west-
liche Welt mit ihren vielen Schwächen vorzuführen.
Es stärkt ihn moralisch, in der Vermittlung zwischen
Kiew und Moskau als Beitrag zum FriedenVerhand-
lungserfolge zu erringen,festigt aber auch seine eige-
nen osmanisch-neoimperialen Machtambitionen.

Rasim Marz ist Historiker und Publizist für die Geschichte
des Osmanischen Reiches und der modernen Türkei.

Seiner hohen Opferzahl
wegen wird der Krimkrieg
auch als «Weltkrieg
des 19. Jahrhunderts»
bezeichnet.


